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Parlament Der Kanton Genf kann
vorerst keinen 24-wöchigen El-
ternurlaub einführen. Das Parla-
ment hat die Gewährleistung der
entsprechenden Verfassungsän-
derung sistiert. Es pocht jedoch
darauf, dass der Bundesrat rasch
eineRevision des Erwerbsersatz-
gesetzesvorlegt.DerBund ist zu-
ständig für die Gewährleistung
der Kantonsverfassungen. Das
Parlament beurteilt, ob sie Bun-
desrecht nichtwidersprechen. Im
GenferFall sollen sowohl dieMut-
terschaftsversicherung als auch
die neue Elternschaftsversiche-
rung durch gleich hohe Beiträge
vonArbeitgebern undArbeitneh-
menden finanziert werden. Die-
ser Teil der Vorlage ist laut dem
Bundesrat nicht mit geltendem
Bundesrecht vereinbar. (SDA)

Genfer Elternurlaub
nicht genehmigt

Ständerat Die Schweizer Armee
soll laut demStänderatweiterhin
an Nato-Bündnisfallübungen
teilnehmen können. Die kleine
Kammer lehnte einen im Natio-
nalrat im Sommer noch ange-
nommenen Vorstoss für ein Ver-
bot solcherÜbungen gesternmit
29 zu 12 Stimmen bei 4 Enthal-
tungen ab. Damit folgte die klei-
ne Kammer ihrer Sicherheitspo-
litischenKommission,welche die
Motion ihrer Schwesterkommis-
sion im Nationalrat im Vorfeld
ohne Gegenstimme zur Ableh-
nung empfohlen hatte. Mit der
Ablehnung durch den Ständerat
ist das Geschäft vomTisch. (SDA)

Teilnahme an
Nato-Übungen

Zivildienstleistende Hat der Zivil-
schutz zuwenig Personal, sollen
Zivildienstpflichtige einen Teil
ihres Dienstes beim Zivilschutz
leisten müssen. Ebenso sollen
mehr ehemalige Armeeangehö-
rige Zivilschützer werden. Der
Ständerat hat gestern mit 33 zu
9 Stimmen und ohne Enthaltung
entsprechendenÄnderungen im
Bevölkerungs- und Zivilschutz-
gesetz zugestimmt.

DieNein-Stimmen kamenvon
SP und Grünen. Die Vorlage, die
auf den Bericht zur Alimentie-
rung vonArmee und Zivilschutz
zurückgeht, geht nun an denNa-
tionalrat.

Der Bundesrat begründet die
Anträgemit den Personal-Unter-
beständen beim Zivilschutz und
dessen Aufgaben in Notlagen
und bei Katastrophen. (SDA)

Verstärkung
für Zivilschutz

Lenzburg Ricola baut in Lenzburg
AG aus. Die Gruppe übernimmt
dort von Hero ein Werk. Damit
könne Ricola den Produktions-
engpässen am Hauptsitz in Lau-
fen BL entgegenwirken, heisst es
in einerMitteilung.Weiterbetrie-
benwerden einTeil derbestehen-
denProduktionsinfrastruktur so-
wie Büros und ein Personalres-
taurant. Ricola produziert alle
Produkte, dieweltweit in 50 Län-
der exportiert werden, in der
Schweiz. Dies geschah bisher
hauptsächlich in Laufen. Zuletzt
sei das Unternehmen «dyna-
misch»gewachsenundhabe etwa
in denUSAdieMarktführerschaft
in der Kategorie Hustenbonbons
übernommen. (SDA)

Ricola übernimmt
ein Hero-Werk

Die US-Notenbank reagiert auf
die abflauende Inflation und
senkt zum ersten Mal seit mehr
als vier Jahren ihren Leitzins.Das
«Federal Reserve System» (Fed)
verringerte den Zinssatz gestern
um 0,5 Prozentpunkte auf die
Spannevon 4,75 bis 5,00 Prozent.
Zu diesem Satz können sich Ge-
schäftsbanken Zentralbankgeld
leihen. Es handelt sich um einen
ungewöhnlich grossen Zins-
schritt – die Notenbank signali-
siert ausserdemweitere Zinssen-
kungen in diesem Jahr.

Der Kurswechsel hin zu einer
lockererenGeldpolitik an sichwar
erwartetworden.Offenwar aber,
ob die Notenbank der grössten
Volkswirtschaft derWelt sich für
diesen grossen Zinssprung ent-
scheiden würde – oder den vor-
sichtigeren Weg wählt und die
Zinsennurum0,25Prozentpunk-
te senkt. ImZinsausschuss fiel die
Entscheidung mit elf zu einer
Stimme.Das Fed teilteweitermit,
manhabe inzwischen «mehrVer-
trauengewonnen»,dass sich «die
Inflation nachhaltig in Richtung
zwei Prozent bewegt».

Zinswende eingeleitet
Das Fed hatte den Leitzins zu-
letzt imMärz 2020 gesenkt – um
die Wirtschaft in der beginnen-
den Corona-Pandemie anzukur-
beln. Danach blieben die Zinsen
zunächst an derNull-Marke – bis
das Fed imMärz 2022mit Erhö-
hungen in rekordverdächtigem
Tempo begann und den Zinssatz
vor einem Jahr auf das aktuelle
Niveau hochschraubte. In den
USA hat sich der Preisauftrieb
zuletzt abgeschwächt. Das gibt
derNotenbankmehrHandlungs-
spielraum für Zinssenkungen.
Die Europäische Zentralbank
hatte bereits im Juni die Zins-
wende eingeleitet.

Die neue Wirtschaftsprogno-
se der Fed deutet nun darauf hin,
dass die Zentralbank in diesem
Jahr die Zinsen noch weiter sen-
ken dürfte. Die Entscheider der
Fed rechnen für dieses Jahr im
Mittel mit einem Leitzins von 4,4
Prozent (Juni: 5,1 Prozent). Fürs
kommende Jahr geht das Fed im
Mittel von einemLeitzinsvon 3,4
Prozent aus (Juni: 4,1 Prozent.)

Seit Juli 2023 lag der US-Leit-
zins in der Spanne von 5,25 bis

5,50 Prozent. Daswar der höchs-
te Stand seit 23 Jahren. ImAugust
lag die Inflation bei 2,5 Prozent,
nach 2,9 Prozent im Juli. Die US-
Wirtschaft wuchs im zweiten
Quartal um3Prozent,dieArbeits-
losenrate liegt oberhalb von
4 Prozent – das ist im histori-
schen Schnitt niedrig, aber der
höchste Stand seit drei Jahren.

Die Wirtschaftsentwicklung
und die hohen Preise für Lebens-
mittel und Wohnen sind Thema
im US-Wahlkampf. Mit der star-
ken Zinssenkung stützt Noten-
bankchef Jerome Powell dieWirt-
schaft. Zwar dauert es einigeMo-
nate, bis Zinssenkungen ihre
Wirkung entfalten. Doch be-
stimmte Gruppen dürften es als
Wahleinmischung interpretieren.
Ex-Präsident DonaldTrump hat-
te das Fed dazu aufgefordert, die
Leitzinsen nicht vor den US-Prä-
sidentschaftswahlen zu senken.

Doch Powell denkt wohl kaum
an Politik: Sollte er es schaffen,
die US-Wirtschaft ohne Rezessi-
on aus der schlimmsten Inflati-
onskrise seit mehr als 50 Jahren
zu führen, wäre ihm ein promi-
nenter Platz in der Wirtschafts-
geschichte sicher.

Das Fed platztmit seiner Ent-
scheidung nicht nur mitten in
den Wahlkampf der Vereinigten
Staaten, sondern auch in diewa-
ckeligsten Börsenwochen über-
haupt. Nach einer Auswertung
desAnalysehausesNedDavis Re-
search gehörten die Tage zwi-
schen Mitte und Ende Septem-
ber im langfristigen Durch-
schnitt zu den schlechtesten
Börsenwochen überhaupt.

Nachdem japanischenAktien-
sturzAnfangAugust unddemAuf
und Ab der Papiere rund um
künstliche Intelligenz in den letz-
tenWochen stehen die Börsen in

diesen Tagen scheinbar ohne
Kompass da.

SNB-Entscheid fällt bald
Die Schweizerische National-
bank (SNB)wird ihrerseits in der
kommendenWoche ihre Geldpo-
litik für die nächsten drei Mona-
te bekannt geben.

Bis vor kurzemging dieMehr-
heit der Ökonomen davon aus,
dass die SNB am 26. September
einen kleinen Zinsschritt um
0,25 Prozentpunkte vornehmen
würde.Damit stünde der Leitzins
in der Schweiz neu bei 1 Prozent
und damit auf einemNiveau, das
langfristig als «neutral» gilt: Die
Wirtschaft wird dadurch weder
stimuliert noch gebremst.

Die aggressivere Zinssenkung
in den USA erhöht jedoch die
Chance, dass auch die National-
bank gleich einen grossen Zins-
schritt nach unten macht, also

den Leitzins um 0,5 Prozent-
punkte senkt.

Aus Finanzmarktdaten lässt
sich dafürnachAngaben derUBS
gegenwärtig eine Wahrschein-
lichkeit von rund einem Viertel
ableiten. Grund für eine solche
Massnahmewäre unter anderem
die Währungsentwicklung: Je
tiefer die Zinsen international
sinken, destomehr gerät der oh-
nehin schon starke Franken un-
ter Aufwertungsdruck.

Angesichts der mässigen
Wirtschaftsentwicklung in der
Schweiz ist es gut denkbar, dass
die SNB an einer ihrer nächsten
Sitzungen eine expansivere
Geldpolitik beschliesst. «Auch
wenn dies nicht unser Basissze-
nario ist, könnte der Leitzins der
SNB bis zum Jahresende oder im
Jahr 2025 auf 0,75 Prozent oder
darunter fallen», schreiben die
UBS-Ökonomen. (DPA/ssc/red)

Jerome Powell entscheidet sich
für den grossen Zinsschritt
Leitzinssenkung Gestern hat die US-Notenbank den Leitzins erstmals seit 2020 gesenkt – gleich
um 0,5 Prozentpunkte. Die Inflation geht zurück, jetzt soll der Arbeitsmarkt gestärkt werden.

Kunststoffdosen können Dinge
aushalten, an denen Menschen
zerbrechen. Zum Beispiel Pau-
senbrote, die Kinder vor den
Sommerferien in den Tiefen ih-
rer Zimmer vergraben, um sie
nach sechs Wochen als biologi-
schenKampfstoff hervorzuholen.
Kein Problem für die Dose, sie
macht unverdrossen ihren Job.

Ähnlich hartnäckig wie seine
Produkte zeigte sich derKonzern,
dessenNameweltweit synonym
für solche Kunststoffdosen steht:
Tupperware. Kriege, Ölkrisen,
zusammenbrechende Staaten; es
gab in der fast 80-jährigen
Geschichte des Unternehmens

genug Widerstände, die seinen
Direktvertrieb über private
Händlerinnen undHändler nicht
kleinkriegen konnten.

Doch nun, so scheint es, hat
das Unternehmen der «Tupper-
partys» seinenMeister gefunden:
das Internet. Und mit ihm die
Verlockung ständigerVerfügbar-
keit von billigen Alternativen.

Laut einemBericht derNach-
richtenagentur Bloomberg, der
sich auf Insider beruft, stehtTup-
perware vor der Insolvenz und
soll noch in dieser Woche Gläu-
bigerschutz beantragen, nach-
dem schwierige Verhandlungen
mit Kreditgebern gescheitert

sind. Dem Bericht zufolge ging
es dabei um Schulden in Höhe
von 700 Millionen Dollar.

Der Konzern hatte in den ver-
gangenen Jahren immer wieder
zu kämpfen, stand schon 2020
und 2023 kurz vor der Pleite.War
es das nun endgültig? Tupper-
ware war für eine Stellungnah-
me zunächst nicht zu erreichen.

Einen Lebensstil verkauft
Die meist durchsichtigen Dosen
und andere Küchenutensilien
waren jedenfalls immermehr als
ein Produkt. Die Firma verkaufte
einen Lebensstil. Ausgerechnet
Kunststoffbehälterwurden zum

Symbol für Nachhaltigkeit, um
Nahrungsmittel länger frisch zu
halten. Weltweit sorgten Hun-
derttausende Laienverkäuferin-
nen mit ihren Tupperpartys da-
für, dass ein eigener Haushalts-
typus entstand.

So ein Tupperware-Haushalt
bekommtmit seinen unzähligen
Kunststoffcontainern ein lustiges
Puzzlespiel mitgeliefert: diese
eine randvolle Küchenschublade,
in der immer alle Dosen und De-
ckel durcheinanderfliegen. Am
Ende fehlt natürlich genau der
gesuchte Deckel,weil jemand ihn
nach dem letzten Schulfest ver-
sehentlich mitgenommen und

der eigenen Sammlung hinzuge-
fügt hat. Doch zum Glück sind
alle Dosen und Deckel mit Na-
menversehen – je nach Level des
Tupperware-Haushalts nur mit
einem Filzstift oder mit einem
richtigen (spülmaschinensiche-
ren) Etikett. So findet am Ende
noch jederDeckel seinenWeg zu-
rück zur richtigen Dose.

Und sollte die Geschichte des
Konzerns nun tatsächlich enden,
ist eines so gut wie sicher: Seine
Produktewerden noch viele Jah-
re in den Schweizer Haushalten
überdauern.

Valentin Dornis

Pleite statt Party
Tupperware Die Kunststoffdosen gelten als Symbol für Nachhaltigkeit. Nun steht der US-Konzern vor dem Aus.

Händler an der New Yorker Börse verfolgen eine Rede von US-Notenbankchef Jerome Powell (31. Juli 2024). Foto: AP
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ANZEIGE

Quentin Schlapbach

Das Quartier Ausserholligen ist
das geografische Zentrum der
Stadt Bern. Hier liegt die Grenze
zwischendemweltbekanntenOs-
ten derStadt,wodasBundeshaus
und die historische Altstadt ste-
hen, und dem kaum bekannten
Westen, wo sich Plattenbauten
aneinanderreihen und die weni-
gen verbliebenen Bauern Berns
ihre Felder pflügen.

InAusserholligen hat die Bun-
desstadtGrossesvor.Projektemit
einemBauvolumenvonmehr als
drei Milliarden Franken sollen
dort in den nächsten Jahren ent-
stehen.Eines dergrösstenVorha-
ben ist der neue Campus der
BernerFachhochschule –Kosten-
punkt: 428,1 Millionen Franken.

Einen Grossteil der Kosten für
den Prestigebauwird derKanton
Bern alleine tragen müssen. Ein
finanzieller Zustupf des Bundes
ist aberbereits fest imBudget ein-
kalkuliert: 81 Millionen sprach
das Staatssekretariat fürBildung,
Forschung und Innovation als
Förderbeitrag für den Bau des
Campus. Das seien 23 Millionen
mehr als ursprünglich vorgese-
hen, zeigte sich die Baudirektion
des Kantons BernEndeAugust in
einer Medienmitteilung erfreut.

Angesichts der laufenden De-
batte in Bundesbern steht diese
Jubelmeldung etwas quer in der
Landschaft. Sparen, sparen und
noch einmal sparen:Währendder
laufenden Session dreht sich fast
alles um die Frage,wie der Staat
weniger Geld ausgeben kann.

3,5 bis 4 Milliarden Franken
pro Jahr will Finanzministerin
Karin Keller-Sutter (FDP) auf der
Ausgabenseite streichen. An-
sonsten – so rechnen es die Ex-
pertinnen und Experten ihres
Departements vor – drohen dem
Bundeshaushalt schon baldmil-
liardenschwere Defizite.

Der Bericht von Gaillards
«Rotstift Truppe»
BeiwelchenBudgetpostenKeller-
Sutter genau ansetzen will, wird
sie gemäss gut informiertenKrei-
senmorgennachderBundesrats-
sitzung erstmals bekannt geben.
Erwartet wird ein Paket von
Massnahmen,dasdieHandschrift
des Expertengremiums rund um
Ex-Finanzverwalter Serge Gail-
lard trägt. Der Bericht von Gail-
lards «Rotstift-Truppe» liegt seit
zweiWochen auf dem Tisch.

Besonders viel Potenzial ortet
das Expertengremium bei der
Kürzung respektive Streichung
von Fördergeldern,die vomBund
in die Kantone fliessen.ElfMass-
nahmen dieser Art sind im Be-
richt aufgeführt. Wenn Keller-
Sutter diese allesamt durch die
Vernehmlassung und später
durchs Parlament bringen wür-
de, könnte der Bundeshaushalt
im Jahr 2030 bereits umgesamt-
haft 1,5 Milliarden entlastetwer-
den.Mit einemSparpotenzial von
jährlich 140 Millionen ist die er-
satzlose Streichung der Förder-
beiträge fürHochschulbautenda-
bei einer der grössten Posten.

Die Berner Kantonsregierung
ist ob der Aussicht einer solchen
Radikalmassnahme wenig be-
geistert. Die 81 Millionen für den
Bau des Campus sind zwar per
Verfügung zugesichert,wie Bau-
direktorChristophNeuhaus (SVP)
aufAnfrage sagt.Dies jedoch un-

ter dem Vorbehalt, dass die Fi-
nanzmittel vom Bund auch tat-
sächlich zur Verfügung gestellt
werden können.

WürdeGaillards Sparvorschlag
umgesetzt, würde sich «die be-
reits angespannte Finanzlage»
des Kantons Berns nochmals ak-
zentuieren, so Neuhaus. «Alter-
nativmüsste neu priorisiertwer-
den – mit gravierenden Auswir-
kungen auf den Leistungsauftrag
unserer Hochschulen.»

Kein Wunder, ist das Lobby-
ing der Kantone gegen Gaillards
Sparpaket in vollemGange. «Las-
tenverschiebungenvomBund zu
den Kantonen sind keine echten
Sparmassnahmen und werden
von den Kantonen imGrundsatz
abgelehnt», heisst es in einer ge-
meinsamenMitteilung der Kan-
tonsregierungen. Die Auffas-
sung, dass es den Kantonen im
Gegensatz zum Bund besser
gehe, sei nicht haltbar. Tatsäch-
lich schwimmen längst nicht alle
Kantone im Geld. Dennoch zeigt
eine Auswertung von aktuellen
Zahlen, dass die Kantone ge-

samthaft deutlich besser daste-
hen als der Bund.

Während dieser in den letzten
sechs Jahren – auch aufgrund der
Corona-Pandemie – ein Defizit
von 17,4Milliarden verzeichnete,
schrieben die Kantone in dersel-
benZeitspanne einenÜberschuss
von 14,4 Milliarden. Dazu beige-
tragen haben insbesondere die
finanzstarken Kantone Basel-
Stadt, Genf, Zug und Zürich.

Personalausgaben
als klarer Indikator
Die Tatsache, dass es vielen Kan-
tonen besser geht als dem Bund,
spiegelt sich auch an anderen
Stellen der Bilanz wider. Ein In-
dikator sind etwa die Personal-
ausgaben. Beim Bund sind diese
von 2018 bis 2023 von 5,62 auf
6,23 Milliarden gestiegen – ein
Plus von 11 Prozent. In Kantonen
wie Zug (+15,9 Prozent), Basel-
Stadt (+19,3 Prozent) oder Zürich
(+19,5 Prozent) ist der Personal-
aufwand in derselben Zeitspan-
ne aber deutlich stärker ange-
wachsen.Dies, obwohl dasBevöl-

kerungswachstum in Zürich und
Zugnur leicht überdurchschnitt-
lich und im Kanton Basel-Stadt
sogar unterdurchschnittlich ist.

Im Fall des Kantons Zürich
sind die in der Erfolgsrechnung
ausgewiesenen Personalausga-
ben fürs Jahr 2023 mit 6,4 Milli-
arden erstmals höher als bei der
Bundesverwaltung. Allerdings
sind beim Kanton Zürich auch
alle Organisationen (Spitäler,
Hochschulen etc.)mit einberech-
net, die dem Kanton gehören.

Reto Flury, Sprecher der kan-
tonalen Finanzdirektion von
Ernst Stocker (SVP), sagt, dass in
den letzten Jahren vor allem in
den Bereichen Bildung, Gesund-
heit und Sicherheit neue Stellen
geschaffen wurden. «Allein von
2018 bis 2022 stieg die Anzahl
Schulkinder in der obligatori-
schen Schule von 167’000 auf
181’000», so Flury. Der zweite
wesentliche Faktor für die be-
deutend höheren Personalaus-
gaben sei die Teuerung.

Der Unterschied zu früheren
Prognosen ist dennoch frappant.

In der Finanzplanung 2021–2024
rechnete Stockers Direktion für
das Jahr 2023 noch mit einem
Personalaufwand von 5,8 Milli-
arden – also 600 Millionen we-
niger, als nun tatsächlich ver-
bucht wurde.

Trotz dieserAusgangslage sind
auchdie Befürworter eines stren-
gen Sparkurses eher skeptisch,
dass Keller-Sutter alle elf von
Gaillard vorgeschlagenen Mass-
nahmendurchbringenwird.Kan-
tonewieBern,die finanziellmehr
zu kämpfenhaben als Zürich,Zug
oderBasel-Stadt,werden starken
Druck auf das Parlament aus-
üben, damit die bisherigen Um-
verteilungsmassnahmen intakt
bleiben.

Als Serge Gaillard seinen Be-
richt der Öffentlichkeit vorstell-
te, nahm erdiesenUmstand qua-
si schon vorweg, als er über För-
derbeiträge an Unternehmen
sprach. «Das grösste Problembei
Subventionen ist, dass man sie
nie wieder wegbringt», sagte er.
Das gilt für Subventionen an die
Kantone offenbar genauso.

Dreht Keller-Sutter denHahn zu?
1,5 Milliarden Fördergelder Morgen will der Bundesrat über sein Sparpaket informieren. Die Kantone
pochen darauf, dass sie weiter unterstützt werden. Dabei stehen sie finanziell längst besser da als der Bund.

ObdievonAlbertRösti angestreb-
te Aufhebung des AKW-Bauver-
bots «intelligent» sei, hatte Doris
Leuthard in einem Interviewmit
dem Westschweizer Fernsehen
RTS rhetorischgefragt.DieseAus-
sage kostet sie nundieUnterstüt-
zung von Christian Imark bei ih-
remneuenHerzensprojekt alsAlt-
Bundesrätin:DerSVP-Nationalrat
tritt aus dem Vorstand des von
Leuthard präsidierten Vereins
Svizra27 zurück.DerVerein plant
eine Landesausstellung in fünf
Nordwestschweizer Kantonen,
darunter Imarks Heimatkanton
Solothurn.Eswäre die erste Lan-
desausstellung seit der Expo 02.

Die «Weltwoche» hat Imarks
Rücktritt publik gemacht. Auf
Nachfrage sagt Imark, Leuthard
habe die Schweiz mit ihrer ge-
scheiterten Strom-Importstrate-
gie ins Abseits geführt.

Es sei zwar verständlich, dass
man sich in politischen Annah-
men und Ansichten auch einmal
irren könne.Dochnun, sechs Jah-
re nach ihremRücktritt, behinde-
re Leuthard wider besseres Wis-
sen den aktuellen Energieminis-
ter bei seinerArbeit, ihre eigenen
Fehlentscheide zu korrigieren.
«Das ist eine Frechheit und zeigt
ihren schlechten Charakter.»

«Eine Heckenschützin»
Die ehemalige CVP-Bundesrätin
habe mit «Parolen aus der Mot-
tenkiste» operiert, sagt Imark.Die
Pläne für eine Landesausstellung
und die Energiepolitik hätten
zwar nichts miteinander zu tun.
«Aber für mich macht es keinen
Sinn, mit einer Heckenschützin
zusammenzuarbeiten.»

Im TV-Interview hatte Leut-
hard gesagt, es gebe Alternativen
zurKernkraft,dieweniger riskant
seien.Sieverwies auch auf offene
Fragen,wie die Finanzierungund
die Unsicherheit der Kernkraft.
Für sie sei klar, dass die erneuer-
barenEnergien einePriorität blei-
ben sollten. Damit kritisierte sie
den Entscheid des Bundesrats,
dasAKW-Neubauverbot aufzuhe-
ben. Das Verbot geht zurück auf
dievon ihrangestosseneund2017
vom Volk beschlossene Energie-
strategie 2050, die auch den
Atomausstieg besiegelte.

Leuthards Nachfolger und
Imarks SVP-Parteikollege Albert
Rösti überzeugte den Bundesrat
vom neuerlichen «Paradigmen-
wechsel»mit demArgument, die
Kernenergie könne als klima-
freundlicheTechnologie betrach-
tet werden. Deshalb sollten neue
AKW eine Option sein, falls der
Ersatzderbestehendennichtvoll-
ständig durch erneuerbare Ener-
gien gedeckt werden könne.

Edgar Schuler

«Das zeigt
ihren schlechten
Charakter»
Eklat Nationalrat Christian
Imark verlässt den Vorstand
von Svizra27 wegen Doris
Leuthards AKW-Aussagen.
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** mit zu konsolidierenden Organisationen (Hochschulen, Spitäler etc.)

Kanton Zürich ** BundVerzichte Total Beiträge 1255
Bundesbeiträge für familienergänzende Kinderbetreuung 896
Investitions- u. Nutzungsbeiträge für Bauten an kant. Hochschulen 139
Betriebsbeiträge an Erziehungseinrichtungen 88
Baubeiträge an Strafvollzugs- und Erziehungseinrichtungen 48
Projektgebundene Beiträge an kantonale Hochschulen 34
Weitere Fondseinlagen im Bereich neue Regionalpolitik 28
Polizeiliche Massnahmen des BAZG* an Flughäfen 22

Kürzungen Total Beiträge 250
Soziodemografischer Lastenausgleich 140
Landschaftsqualitätsbeiträge (50%) 65
Bundesbeiträge an Regionalflughäfen auf Bundesinteressen 25
Pauschalbeiträge für die Berufsbildung auf Richtwert 20

Diese Bundesbeiträge an die Kantone stellen
die Experten infrage
Beiträge benennen die Entlastung im Bundeshaushalt
für das Jahr 2030, in Mio. Fr.

* Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit

Finanzielle Verschiebungen zwischen Bund und Kantonen

Trotz Defizit pumpt der Bund Geld in die Kantone: Finanzministerin Karin Keller-Sutter. Foto: Alessandro della Valle (Keystone)
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